
Der neuen Landesregierung 
in NRW- konnte es offen-
sichtlich nicht schnell ge-

nug gehen. Nur wenige Wochen nach der 
Machtübernahme präsentierte Wissen-
schaftsminister Andreas Pinkwart (FDP) 
Eckpunkte zur Einführung von Studien-
gebühren. Mit dabei: Der Bruch des ers-
ten Wahlversprechens. Zog man vor der 
Landtagswahl noch mit der Ankündigung 
durch die Lande, BAföG-Empfänger von 
der Gebührenpflicht auszunehmen, ist 
davon nicht mehr viel übrig geblieben. 

500 Euro soll das Studium ab dem Win-
tersemester 2006/2007 für Studienanfän-
ger pro Semester kosten - ein Jahr später 
müssen alle zahlen. Genau wie in Baden-
Württemberg und Niedersachsen. Dort 
hat man sogar schon einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, der noch in diesem Jahr verab-
schiedet werden soll. Die Zahlungspflicht 
für alle Studierenden soll ab dem Sommer-
semester 2007 beginnen. Auch in etlichen 
anderen Bundesländern, so in Hamburg, 
dem Saarland oder Bayern bastelt man 
munter an den Gebührenplänen weiter. 

Bei allen Vorhaben ist klar: Von der 
vorher oftmals beschworenen sozialen Ver-
träglichkeit ist nicht mehr übrig geblieben, 
als die Aussicht, nach dem Studium einen 
hohen Schuldenberg abzahlen zu müssen. 
In NRW ist die Gesamtverschuldung auf 
10.000 Euro, in Baden-Württemberg auf 
15.000 Euro festgesetzt – vorerst. Denn 
betrachtet man die Forderungen anderer 
Lobby-Verbände wie die Hochschulrek-
torenkonferenz, sollen die Hochschulen 
künftig ganz andere Summen erheben kön-
nen, von bis zu 3.000 Euro pro Semester 
ist die Rede. Dass angesichts solcher Schul-

denberge Kinder aus ärmeren Familien 
vor einem Studium zurückschrecken, liegt 
auf der Hand. Ein erster Effekt ist bereits 
erwiesen: Nach einer Studie der Kultus-
ministerkonferenz gaben rund 20 Prozent 
der Studierfähigen, die kein Studium auf-
genommen haben, an, der Grund hierfür 
liege in den drohenden Studiengebühren. 

Noch aber sind in keinem Bundesland 
Studiengebühren beschlossene Sache, noch 

kann und muss der Widerstand erhöht 
werden. Im vergangenen Sommersemester 
gingen bereits zehntausende Studierende 
auf die Straße – in Freiburg und Essen 
wurden gar die Rektorate besetzt. In NRW 
startete in den Semesterferien eine Unter-
schriftenaktion gegen die Einführung von 
Studiengebühren – mit beachtlichem Er-
folg: Schon nach einer Woche waren mehr 
als 10.000 Unterschriften gesammelt. Be-
sonders erfreulich daran ist, dass auch viele 

Nicht-Studierende gerne dazu beitragen 
wollen, das Projekt zu stoppen. Entschei-
dend wird aber auch sein, ob es gelingt, im 
Wintersemester einen breiten Widerstand 
zu organisieren. Dabei können und müs-
sen alle helfen, egal ob sie voraussichtlich 
selbst betroffen sind. Es geht darum, auch 
künftigen Generationen ein Studium zu 
ermöglichen – unabhängig von der eigenen 
finanziellen Lage. 

Stellt die CDU-SPD-Regierung das BAföG 
in Frage? Die neue Kanzlerin betonte, nie-
mand wolle das BAFöG abschaffen. Einige 
Gedanken zum Erhalt des BAföG. Seite 2

Die Gebühren-Lawine rollt
Von Sascha Vogt

Im Sommer haben die beiden ersten 
Bundesländer konkretere Modelle für 
die Einführung von Studiengebüh-
ren vorgelegt. Schon im nächsten Jahr 
könnten in NRW die ersten Studienan-
fänger zur Kasse gebeten werden, ein 
halbes Jahr später will Baden-Württem-
berg alle Studierenden belasten. Doch 
noch sind die Gebühren nirgendwo be-
schlossen, noch kommt es auch auf den 
Widerstand an, ob neue soziale Barrie-
ren errichtet werden. 

Von Klemens Himpele

Die Bundestagswahl hat - von der Links-
partei abgesehen - keinen eindeutigen 
Sieger hervorgebracht: Rot-Grün wurde 
abgewählt, und für Schwarz-Gelb reicht 
es auch nicht. Diese Situation bedeutet 
ein Umdenken, da das Auftauchen einer 
neuen Partei die Kräfteverhältnisse im 
Bundestag wohl nachhaltig verändern 
wird. Und schon jetzt ist absehbar, dass 
auch inhaltlich spannendere Zeiten auf 
uns zukommen werden.

Galt in der Vergangenheit nur, 
dass Rot-Grün und Schwarz-
Gelb sich darin übertroffen 

haben, die Unternehmen im „Standort D“ 
via Steuergeschenke begünstigen zu wol-
len, so stellt sich jetzt die Frage: Wie kann 
und muss staatliches Handeln finanziert 
werden? Angesichts dieser Konkurrenz 
durch die Linkspartei hat auch die SPD 
versucht, sich den Anschein zu geben, eine 
Partei der Erhaltung des Sozialstaates zu 
sein. Offensichtliches Kalkül: Der Sozi-
alstaat ist trotz aller Propaganda von der 
Vollkaskomentalität und aller Forderun-
gen nach mehr Eigenverantwortung posi-
tiv in der Gesellschaft verankert.

Galt bis zu den Neuwahlen eine Fixie-
rung auf Eigenverantwortung und Elite in 
den etablierten Parteien als unvermeidlich 
und alternativlos, so bleibt zu hoffen, dass 
im Nachgang des Wahlergebnisses ein ge-
sellschaftlicher Diskurs über notwendige 
Funktionen des Staates einsetzt. Denn 
die Menschen - so die klare Botschaft der 
Wahl - stehen zum Wohlfahrtsstaat. Damit 

jedoch löst sich der Diskurs von der Frage 
der vollständigen Individualisierung hin 
zu einem Diskurs über gesellschaftliche 
Aufgaben. Dabei gilt es jedoch auch die 
Ausgestaltung des Sozialstaats aus fort-
schrittlicher Perspektive zu thematisieren 
und gleichzeitig die Wirtschaft über eine 
Stärkung der Nachfrage zu stabilisieren.

Gerade der begonnene Abbau des Wohl-
fahrtsstaates durch die Hartz-Gesetze hat 
die Frage nach der Ausgestaltung staatlicher 
Sicherungssysteme neu aufkommen lassen. 
Die Anerkennung sozialer Sicherungssys-
teme ist zumindest auch darin begründet, 
dass Menschen sich darauf verlassen kön-
nen, im Falle von Not auch aufgefangen zu 
werden, d. h ihren Lebensstandard nicht 
komplett zu verlieren. Daher müssen Siche-
rungssysteme neben dem Solidarcharak-
ter eben auch über einen teiläquivalenten 
Lebensstandardbezug funktionieren, so 
dass die Einkommensunterschiede zwei-
er Erwerbstätiger nicht völlig eingeebnet, 
sondern partiell aufrechterhalten werden, 
wenn diese beiden arbeitslos werden soll-
ten: Nicht die Ungleichheit der sozialen 
Leistungen, sondern die Ungleichheit der 
Primärverteilung des Volkseinkommens ist 
eben das Problem. 

Bildungspolitik spielte in den Wahlau-
seinandersetzungen eine untergeordnete 
Rolle. Die neue Bundesregierung steht 
jedoch vor großen Aufgaben: Zum einen 
müssen die staatlichen Mittel für Bildung 
und Forschung weiter erhöht und gleichzei-
tig mit diesen Mitteln qualitative Verbes-
serungen erreicht werden. Hierzu ist eine 
deutlich stärkere Zuweisung von Aufgaben 

an den Bund unerlässlich - die vom Ver-
fassungsgericht sanktionierte Kleinstaa-
terei muss durchbrochen werden.

Zweitens muss Chancengleichheit 
weiter erhöht werden, wenngleich die 
materielle Ungleichheit nicht oder nur 
bedingt durch ein Bildungssystem über-
wunden werden kann. Die Regierung 
Schröder jedenfalls hat mit der BAFöG-
Reform zwar nicht ihr Versprechen des 
elternunabhängigen Transfersystems 
eingelöst. Es wurde jedoch wenigstens 
deutlich, dass auf diesem Weg die so-
ziale Verzerrung etwas entzerrt werden 
kann.

Drittens schließlich muss Bildung 
als gesellschaftlicher Prozess verstan-
den und der Weg zu Individualisierung 
(Stichwort: Studiengebühren) gestoppt 
werden. Dazu ist ebenfalls eine klare 
politische Zielsetzung aller Parteien hin 
zu mehr sozialer Gerechtigkeit notwen-
dig.

Der Gebührenanzeiger

Der „Summer of Resistance“ ist vorbei. In 
ganz Deutschland fanden Proteste statt. Ein 
kurzes Resümee. 
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D i e  Z e i t u n g  d e s  A k t i o n s b ü n d n i s s e s  g e g e n  S t u d i e n g e b ü h r e n

Kann die Gebührenlawine mit dem neuen ABS-Material 
aufgehalten werden? Der Praxistest wird es zeigen...

Angie war gestern, Kanzlerin Merkel 
ist heute. Was wird uns die richtli-
nienkompetente CDU-Kanzlerin in 
Sachen Studiengebühren bescheren?

Welche Auswirkung hat eine große 
Koalition auf die Politik der Bundes-
länder?

Nach der Bundestagswahl
Von Berlin über Jamaika und Israel Richtung Gebührenland?
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Diesen Satz wollte man Angela 
Merkel nicht recht glauben. 
Zu offensichtlich klang er 

nach einem Rückzieher im Wahlkampf. 
Zu offensiv hatten zuvor andere Unionspo-
litikerinnen allen voran Anette Schavan, 
Bildungsministerin in Baden-Württem-
berg und ihre Kollegin aus Brandenburg, 
Johanna Wanke, zugleich Vorsitzende der 
Kultusministerkonferenz, mit einer Ab-
schaffung des BAföG und der Einführung 
eines Kredit- und Schuldensystem gelieb-
äugelt. Doch die Aussage vom 7. April in 
Hürth bei Köln ist in der Welt; in einer 
großen Koalition hat sie vielleicht sogar 
Bestand.

Schließlich ist die SPD mit einem kla-
ren Ja zum BAföG in den Wahlkampf 
gezogen und sie hat eines ihrer Lieblings-
projekte zu verteidigen: Die BAföG-Re-
form aus dem Jahr 2001. Mit einer erheb-
lichen Aufstockung der Freibeträge und 
Einkommensgrenzen und der wichtigen 
Beschränkung der BAföG-Schulden auf 
maximal 10.000 Euro konnten zum ersten 
Mal seit Jahren wieder mehr Studierende 
aus den unteren Einkommensschichten an 
die Hochschule geholt werden. Dieser Er-
folg darf nicht aufs Spiel gesetzt werden. 
Daher ist der Erhalt des BAföG ein Muss. 
Immerhin fast 70% aller BAföGEmpfän-
ger geben an, ohne BAföG gar nicht erst 

studieren zu können. Aber der Erhalt des 
BAföG reicht nicht aus.

Das BAföG muss ausgebaut werden, 
weil eine wirkliche Strukturreform 2001 
verpasst wurde: Keine Elternunabhängig-
keit, kaum Flexibilität in der Studienge-
staltung. Zudem wurden seit damals die 
Bedarfssätze und Einkommensgrenzen 
nicht mehr an Lebenshaltungskosten und 
Inflation angepasst. Statt der unteren so-
zialen Schichten begannen daher alle, die 
im Einkommen gerade über den BAföG-
Sätzen lagen, das so genannte Mittels-
standsloch, sich nach und nach von der 
Hochschule zu verabschieden. 

Das BAföG zu einem bedarfsdecken-
den und elternunabhängigen Instrument 
der Studienfinanzierung ausbauen, sollte 
daher Ziel einer auf Chancengleichheit 
und sozialer Gerechtigkeit ausgerichteten 
Bildungspolitik sein. 

Studiengebühren haben mit einer 
solchen Bildungspolitik ohnehin nichts 
gemeinsam. Aber wenn CDU und SPD 
wirklich ernst machen wollen mit ihrem 
Versprechen, das BAföG zu erhalten, 
dürfen sie ihm auch nicht in den Rücken 
fallen. Sie dürfen nicht zulassen, dass 
staatliche Banken wie etwa die kfw in das 
Geschäft der Bildungskredite einsteigen. 

Jeder staatliche Euro auf dem Gebiet der 
Studienfinanzierung muss in einen Aus-
bau des BAföG fließen, nicht in den Auf-
bau eines Kredit-und Schuldensystems. 
Ein solches Kredit- und Schuldensystem 
würde den VertreterInnen einer kalten 
Marktideologie nur als Wegbereiter für 
eine Abschaffung des BAföG dienen. Den 
Studierenden selber wäre in der Phase ih-
rer Existenzgründung eine schwere Hy-
pothek mit auf den Weg gegeben. Nicht 
umsonst fordern ExpertInnen im Bereich 
der Studienfinanzierung daher schon seit 
langem, auch den Darlehensanteil des 
BAföG aufzugeben. Nicht ohne Grund 
existiert in bildungspolitisch erfolgreichen 
Ländern, wie etwa Dänemark überhaupt 
keine Rückzahlungspflicht für staatliche 
Ausbildungsförderung. 

Als das BAföG 1971 eingeführt und 
mit großer Mehrheit im Bundestag be-
schlossen wurde, wurde treffend formu-
liert: „Der soziale Rechtsstaat, der soziale 
Unterschiede durch eine differenzierte 
Sozialordnung auszugleichen hat, ist ver-
pflichtet, durch Gewährung von indivi-
dueller Ausbildungsförderung auf eine 
berufliche Chancengleichheit der jungen 
Menschen hinzuwirken.“

Der Weg in ein soziales, chancenglei-
ches Bildungssystem kann nur mit einem 
massiven Ausbau des BAföG gegangen 
werden. Denn mit einem Schuldenberg 
am Bein wird ihn ein Großteil der Stu-
dierenden nicht mitgehen können und auf 
der Strecke bleiben.

Kein Kredit- und Schuldensystem!
Kommende Regierung muss sich klar zum BAföG bekennen

Von Amin Benaissa

„ Ich sa ge f ü r  d ie  CDU : Niema nd hat  d ie  A bs icht ,  d a s  B a f ög a bzu-
scha f fen .“

So umstellte und durchsuchte 
eine Hundertschaft der Polizei 
in Strassenkampfmontur und 

mit Hunden am 26. August diesen Jahres 
mehrere Stunden lang das „summercamp 
of resistance“, ein Treffen von Gebühren-
gegnerInnen aus dem gesamten Bundesge-
biet auf einem Campingplatz in der Nähe 
Berlins.

“Die Polizei riss uns aus dem Schlaf und 
forderte uns in rüdem Ton auf, die Zelte zu 
verlassen“, berichtet eine Teilnehmerin des 
Camps im Forum des „Westnetz“, einem 
Zusammenschluss von ProtestcamperIn-
nen aus Nordrhein-Westfalen: „Jede und 
Jeder von uns wurde von einem oder ei-
ner PolizistIn bewacht, nicht mal aufs Klo 
konnten wir ohne Bewachung.“ Erst nach-
dem Zelte und Gepäck durchsucht worden 
waren, die Personalien aller Anwesenden 
festgehalten und von allen anwesenden 
Männern Fotos angefertigt worden waren, 
zeigte in Beamter einen Durchsuchungs-
befehl vor, dem zufolge die Polizeiaktion 
der Suche nach einem unbekannten,  als 
Straftäter gesuchtem Mann galt.  „Das war 
lächerlich. Die Personenbeschreibung in 
dem Durchsuchungsbeschluss – das hätte 
ja jeder sein können. Mir kann niemand 

erzählen, dass die wirklich jemanden ge-
sucht haben“, berichtet ein weiterer Teil-
nehmer. In einer Presseerklärung zeigten 
sich die CamperInnen empört und ver-
urteilten das Vorgehen der Staatsanwalt-
schaft und der Polizei im rot-rot regierten 
Berlin, die durch ihr vorgehen sozial und 
politisch engagierte Studierende unter du-
biosen Vorwänden unter Generalverdacht 
stellen und kriminalisieren.“

Der gesuchte Straftäter wurde natür-
lich nicht gefunden, der Erklärung der 
CamperInnen zufolge bestand die „Aus-
beute“ der Durchsuchung aus einem Pla-
kat und einigen Kleidungsstücken, mit 
denen das Gesicht unkenntlich gemacht 
werden kann.

Proteste unter Generalverdacht

Bereits Anfang August hatte das Ak-
tionsbündnis gegen Studiengebühren 
(ABS) auf seiner Mitgliederversammlung 
eine zwiespältige Bilanz der Proteste gezo-
gen:  „Die GebührengegnerInnen haben 
sich im letzten Semester weiter öffentlich 
zu Wort gemeldet und dabei neue Formen 
des Protestes entwickelt, die insbesondere 

auf die friedliche Besetzung öffentlichen 
Raumes abzielen. Zu nennen wären etwa 
die Besetzung universitären Raums durch 
Protestcamps, die Besetzung von Hoch-
schulleitungen oder die Besetzung von 
öffentlichen Straßen und Plätzen durch 
performative Aktionen im Rahmen von 
Demonstrationen“, heißt es in einer Re-
solution. An gleicher Stelle äußerten die 
ABS-BündnispartnerInnen aus Studieren-
denschaften, SchülerInnenvertretungen 
und Gewerkschaftsgliederungen jedoch 
auch ihre Verwunderung, „Angesichts 
des friedlichen Charakters“ der Proteste, 
„bundesweit völlig überzogene Reaktio-
nen von Seiten der Polizei, der Innenbe-
hörden und auch der Hochschulleitungen 
feststellen zu müssen.“

Die BündnispartnerInnen stellten fest, 
dass bundesweit Demonstrationen gegen 
Studiengebühren von Polizeieinheiten 
mit Kameras überwacht wurden, ohne 
dass durch Gewalttaten oder Zerstörun-
gen durch TeilnehmerInnen eine gesetz-
lich Grundlage für solche Überwachung 
gegeben gewesen wäre. Flächendeckend 
wurden Demonstrationen von Gebühren-
gegnerInnen von einem einschüchternden 
BürgerInnenkriegsaufgebot aus bewaffne-
ten PolizistInnen in Plastikrüstungen mit 
Schilden und Helmen samt Hubschrau-
bern und Wasserwerfern begleitet. Einige 
Kundgebungen wurden gar ohne jeden 
vertretbaren Grund vollständig von Po-
lizeieinheiten umstellt, “mit dem einzig 
denkbaren Ziel den TeilnehmerInnen die 
vollständige Kontrolle durch die Polizei 
vorzuführen“, vermutet das ABS.

Wir kennen unsere Rechte

Das Aktionsbündnis gegen Studienge-
bühren ruft die SchülerInnen, StudentIn-
nen und ihre Verbündeten auf, sich nicht 
einschüchtern: „Wir weisen Polizei und 
Innenbehörden darauf hin, dass wir mit 
Kundgebungen und Demonstrationen ein 
Grundrecht wahrnehmen. Wir fordern 
Polizei und Innenbehörden auf, 
dieses Recht zu Schützen und sei-
ne Wahrnehmung nicht weiter zu 
sabotieren.  Wir fordern, Anzeigen 
zurückzuziehen, die voreilig und 
zur Rechtfertigung überzogenen 
und unverhältnismäßigen po-
lizeilichen Handelns gestellt 
wurden. Wir fordern Polizei 
und Innenbehörden auf, sich 
auf neue Formen der Demons-
trationskultur einzustellen und 
diese nicht zu kriminalisieren: 
Nur bunte und lebendige De-
monstrationen entsprechen einer 
Demokratie – nicht Gefangenen-
transporte unter Polizeiaufsicht.“

Eintreten für die Versammlungsfreiheit

Das ABS rief die GebührengegnerIn-
nen zur Zivilcourage auf. Zumutungen 
und Einschränkungen des Versammlungs-
rechtes seien nicht hinzunehmen: „Wir 
rufen dazu auf, überzogenen polizeilichen 
Forderungen nicht vorschnell nachzuge-
ben und gegebenenfalls eine Klärung der 
strittigen Punkte vor Gericht in Kauf zu 
nehmen oder darauf zu drängen.

Wir rufen dazu auf, die TeilnehmerIn-
nen und OrdnerInnen unserer Demonst-
rationen über ihre Rechte und über ihre 
Möglichkeiten im Falle von Polizeiüber-
griffen zu informieren. Wir setzen uns da-
für ein, dass die TeilnehmerInnen unserer 
Demonstrationen ihre Rechte im Falle ei-
ner Verhaftung wahrnehmen können und 
richten zu diesem Zweck Ermittlungsaus-

schüsse ein.“ Dabei 
soll die Koopera-
tion mit anderen 

Betroffenen, etwa 
Gewerkschaf terInnen, 

UmweltaktivistInnen und 
AntifaschistInnen gesucht 
und diese gegebenenfalls 
unterstützt werden, etwa 

durch die Medien, die Infra-
struktur der Studierendenschaf-
ten oder auch finanziell: „In ei-
ner Demokratie unterliegt die 
Exekutive der Kontrolle durch 
Gerichte und die Öffentlich-

keit. Wir leisten im Rahmen un-
serer gesetzlichen Möglichkeiten unseren 
finanziellen Beitrag durch Durchsetzung 
der Versammlungsfreiheit vor Gericht und 
informieren im Rahmen unserer Möglich-
keiten über ungerechtfertigtes Vorgehen 
von Polizei, Justiz und Ordnungsbehör-
den.“

Weitere Informationen zu den Themen 
Polizeiwillkür und zu möglichen Ab-
wehrstrategien finden sich auf den Sei-
ten http://www.rote-hilfe.de/

Polizei-Willkühr gegen Anti-Gebühren-Proteste
Nur nicht verunsichern lassen!

Vom AK Antifa des freien zusammenschlusses von studentInnenschaften

Im Sommer ge wa nnen d ie  Stud iprote s te  a n Fa hr t  und r ie f en da mit  
uner wa r te te s  Intere s s e  von unerbe tener  Se ite  her vor.  Die  Pol i z e i  s a h in  
den Prote s t ie renden häu f ig  wen iger  Menschen,  d ie  i h r  Grundrecht  au f  
Ver s a mm lung s f re i he it  wa hrnehmen a l s  v ie lmehr  zuminde s t  potent ie l le  
K r imine l le .  E in schüchternde s  Au f t re ten,  Sch ik a nen und s e lb s t  Ü ber-
g r i f f e  der  Pol i z e i   wa ren in  zu v ie len St ädten f e s t zu s te l len .  

Er gab uns das Farbfernsehen (hier leider aufgrund 
massiver Bildstörungen nicht darstellbar) und natürlich 
das BAföG. Uns Willy.
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In einem Telefongespräch mit dem 
AStA der Uni Hannover gab ein 
Mitarbeiter der Deutschen Bank 

jetzt erste Details bekannt.Während in 
den meisten Bundesländern noch über die 
konkrete Ausgestaltung und gesetzliche 
Regelung von Studiengebühren diskutiert 
wird, will die Deutsche Bank als erstes 
Kreditinstitut schon im Oktober mit ei-
nem Studienkredit auf den Markt kom-
men. In einem Telefongespräch mit dem 
AStA der Uni Hannover gab ein Mitarbei-
ter der Deutschen Bank jetzt erste Details 
bekannt.

Der Kredit soll im wesentlichen zur Fi-
nanzierung der Studiengebühren dienen. 
Aufgrund der festgelegten Obergrenze von 
maximal 30.000 Euro ist aber offensicht-
lich auch an eine Finanzierung des Lebens-
unterhaltes gedacht. Aufgenommen und 
ausgezahlt wird der Kredit in Raten; bis zu 
800 Euro kann der klamme Student oder 
die mittellose Studentin auf einmal auszah-
len lassen.

Was für manche vielleicht nach einem 
attraktiven Angebot zur elternunabhängi-
gen Studienfinanzierung klingt, hat jedoch 
allerlei Haken. Denn: ein pauschales Kre-
ditangebot wird es nicht geben. Stattdessen 
wird jeder Studienkredit individuell ausge-
handelt. In der Praxis soll das so ablaufen: 

Interessierte melden sich bei der Deutschen 
Bank und bekommen einen Termin mit 
ihrem persönlichen Bankberater. Dieser 
schaut sich dann erst einmal die Studi-
en- und Prüfungsordnung des anvisierten 
Studiengangs an. Je nach Ordnung wird 
dann ein Studienplan erstellt. Darin wird 
unter anderem festgelegt, wie viele Scheine 
man in welchem Semester mindestens ma-
chen muss und wann das Vordiplom, die 
Zwischenprüfung oder die Bachelorarbeit 
geschrieben werden muss. Auch wenn dies 
so explizit noch nicht von der Deutschen 
Bank gesagt wurde, kann das nur eins be-
deuten. Studierende müssen künftig ihre 
Scheine der Bank vorlegen. Denn wenn die 
gesteckten Ziele nicht erfüllt werden, wird 
die Unterstützung der Bank abgebrochen 
und die Rückzahlung des bereits gezahlten 
Geldes begonnen.

Bleibt noch die Frage nach der Verzin-
sung und den Rückzahlungsmodalitäten. 
Natürlich wird auch individuell verzinst, 
je nach „Rendite“ des Studiums. Wer ein 
Studium mit guten Berufsaussichten be-
ginnt, zahlt weniger Zinsen, wer nur der 
Gesellschaft weiterhelfen möchte, zahlt 
richtig. Von fünf bis neun Prozent ist die 
Rede. Wenig freundlich ist auch die Rück-
zahlung: Schlappe zehn Jahre hat man Zeit 
zurückzuzahlen. Eine Gehaltsgrenze soll es 
zwar geben, diese wird aber wohl so gering 
sein, dass selbst ALG-II-EmpfängerInnen 
zahlen müssen.

Fazit: Finger weg von Studienkrediten 
der Deutschen Bank. Sonst entscheidet 
künftig die Bank, wer was wie studiert. 
Verschuldungsgefahr inbegriffen.

Das ist völlig berechtigt, da 
aller Anlass zur Vermutung 
besteht, dass Studienge-

bühren die Negativeffekte eines ohnehin 
sozial selektiven Bildungssystems verstär-
ken würden. Allerdings sollten wir  bei 
dieser Betrachtung nicht stehen bleiben, 
da Studiengebühren auch erheblich Aus-
wirkungen auf eine Neuausrichtung des 
Verhältnisses von Bildung, Wissenschaft 
und Gesellschaft insgesamt haben. In der 
Begründung des aktuellen NRW-Gebüh-
ren-Gesetzesentwurfes steht etwa zu lesen, 
dass es durch die geplanten »Studienbei-
trä-ge« gelänge, »wettbewerbliche Steue-
rungsmechanismen in das Hochschulsys-
tem einzubringen«. Über solche Formeln 
wird leicht hinweg gelesen, weil sie zum 
üblichen neoliberalen Phraseneintopf zu 
gehören scheinen. Ich plädiere dafür, sol-
che Aussagen wörtlich zu nehmen und 
nach den Konsequenzen zu fragen. Denn 
in den vorherrschenden Hochschulum-
baukon-zepten sollen Gebühren tatsäch-
lich im umfassenden Sinne »steuern«: das 
individuelle Bildungsverhalten, den Ein-
satz des wissenschaftlichen Personals, die 
staatlichen Hochschulfinanzen und – last 
not least – die Inhalte von Forschung und 
Lehre. Unterstellt wird dabei – in der Re-
gel ohne jegliche argumentative Begrün-
dung -, dass auf diese Weise durch mehr 
Wett-bewerb auch der gesellschaftliche 

Nutzen von Wissenschaft erhöht würde.

Gemäß den gängigen »Humankapi-
tal«-Theorien erzeugen Studiengebühren, 
verstanden als »Investition«, ein ziel- und 
zweckorientierteres Bildungsverhalten, da 
sie in Erwartung einer künftigen Bildungs-
rendite (»Return of Investment«) in Gestalt 
eines Markteinkommens gezahlt bzw. als 
Kredit in Anspruch genommen würden. 
Die Kehrseite davon: in den Köpfen findet 
bereits während des Studiums tendenziell 
eine Art Vor-Selektion statt: gesellschaft-
liche Fragestellungen und Probleme wer-
den nicht mehr unvoreingenommen be-
trachtet und wissenschaftlich-intellektuell 
frei bearbeitet, sondern auf ihre künftige 
Vermarktungsfähigkeit hin identifiziert. 
Der Markt definiert in den neoliberalen 
Modellen aber zugleich den »Erfolg« der 
gesamten Hochschulorganisation. »Gute« 
Lehre zieht dementsprechend viele Stu-
dierende an – die Gebühreneinnahmen 
der jeweiligen Hochschuleinrichtungen 
steigen usf. Manche Modelle wollen die-
sen Effekt verstärken, indem sie auch die 
staatliche Grundfinanzierung der Hoch-
schulen – und damit etwa den Einsatz des 
wissenschaftlichen Personals – stärker an 
der sog. studentischen »Nachfrage« nach 
Studienangeboten ausrichten. Stark nach-
gefragt in diesem Sinne ist aber vor allem 
das, was vorher schon erfolgreich war: etwa 

auf dem Arbeitsmarkt! Dies bewirkt einen 
inhaltlichen Konzentrationseffekt auf den 
Mainstream. Wirkliche wissenschaftliche 
Innovation funktioniert aber genau anders-
herum, nämlich im Bruch mit etablierten 
Anschauungen und Erfolgsprognosen. 

Wird nun durch eine solche Nachfrage-
orientierung die Stellung der StudentInnen 
in der Hochschulorganisation gestärkt?  Die 
Gebührenanhänger behaupten dies zumin-
dest penetrant. In Wirklichkeit tendiert der 
studentische Einfluss auf die Studieninhalte 
gegen Null. In der Rolle zahlender Kunden 
können StudentInnen Studienangebote 
nicht inhaltlich (mit)bestimmen, sondern 
lediglich ablehnen oder annehmen, mehr 
nicht! Wird etwa ein Studienangebot in 
Folge einer rückläufigen »Nachfrage« ge-
ändert, wirkt sich dies erst zeitver-schoben 
aus, d.h. diejenigen, die das jeweilige, vom 
Markt »schlechter« bewertete, Fach unmit-
telbar studieren, haben davon nicht das 
geringste. In dem Maße schließlich, wie 
»Studien-erfolg« mit der Erzielung von Ein-
künften auf akademischen Arbeitsmärkten 
(»Bildungsrendite«) in eins gesetzt wird, 
geraten eher diejenigen, die Arbeitskräfte 
einstellen, in eine bestimmende Position 
auf die inhaltlichen Abläufe der Hoch-
schulen. Wer etwa ein technisches Fach 
studiert, beurteilt die Kriterien des Einsat-
zes von Technik eher vom Standpunkt der 
Unternehmer. Dass etwa die Gewerkschaf-
ten im gleichen Betrieb oder auch ein brei-
tere gesellschaftliche Öffentlichkeit andere 
Interessen an technologischen Entwicklun-
gen haben könnten (soziale Gestaltbarkeit, 
Umweltverträglichkeit, Gesundheitsschutz 

etc.) gerät so gar nicht erst in den Blick.

Das Fazit kann daher nur lauten: Stu-
diengebühren als zentrales Kettenglied 
für eine künftige Marktverfassung der 
Hochschulorganisation sind nicht nur aus 
sozialen Gründen zu bekämpfen, sondern 
müssen auch aus elementaren bildungs- 
und wissenschaftspolitischen Gründen 
abgelehnt werden. Sie behindern wirkliche 
wissenschaftliche Innovation und schrän-
ken den gesellschaftlichen Nutzen von 
Wissenschaft drastisch ein.

 Auch zahlreiche weitere Organi-
sationen unterstützen den Aufruf 
bereits, so unter anderem der freie 

zusammenschluss von studentInnenschaf-
ten (fzs) als Dachverband der Studieren-
denschaften, die Linkspartei.PDS NRW 
und die SPD NRW. Die Unterschriften 
werden dann in angemessener Form Mi-
nisterpräsident Jürgen Rüttgers (CDU) 
übergeben. Mit der Aktion soll deutlich 
werden, dass etliche Menschen in NRW 
die Einführung von Studiengebühren für 
sozial- und bildungspolitisch fatal halten. 
Die Initiatoren haben zur Kampagne die 
Homepage www.nrw-gegen-studiengebu-
ehren.de geschaltet. Dort können auch 
Vorlagen für Unterschriftenlisten herun-
tergeladen werden. Der nachfolgende Text 
kann dort aber auch online unterzeichnet 
werden:

„Mit meiner Unterschrift wende ich 
mich gegen die von CDU und FDP ge-
plante Einführung von allgemeinen Stu-
diengebühren. Studiengebühren sind aus 
bildungs- und sozialpolitischen Gründen 
abzulehnen. Sie beschränken den Hoch-
schulzugang für Kinder aus finanziell 
schwächeren Schichten und führen zu kei-
ner Verbesserung der Lage der Hochschu-
len, da sich das Land mittelfristig aus der 
Finanzierung zurückziehen würde.“

Die Auswirkungen von Studiengebühren
auf Bildung und Wissenschaft

Von Torsten Bultmann

Im Zentrum des aktuellen  Abwehrkampfes gegen Studiengebühren stehen sozial-
politische Argumente.

Unterschreiben 
gegen Studiengebühren 

Von Sascha Vogt

Zusammen mit dem DGB NRW, der GEW NRW, Ver.di NRW, der DGB Jugend 
NRW, der LandesschülerInnenvertretung NRW sowie dem Landes-ASten-Tref-
fen NRW hat das ABS Anfang September eine Unterschriftenaktion gegen die 
Einführung von Studiengebühren ab dem ersten Semester gestartet. 

Wie studiert wird, entscheidet die Bank 
Finger weg von Studienkrediten! 

Von Daniel Josten

Während in den meisten Bundesländern noch über die konkrete Ausgestaltung 
und gesetzliche Regelung von Studiengebühren diskutiert wird, will die Deutsche 
Bank als erstes Kreditinstitut schon im Oktober mit einem Studienkredit auf den 
Markt kommen. 
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Eine endgültige Antwort darauf 
kann der folgende Bericht nicht 
garantieren, er liefert jedoch 

den ein oder anderen Beweis, dass Wider-
stand möglich und vor allem notwendig 
ist, wenn der Kampf gegen die Einfüh-
rung von Studiengebühren gewonnen 
werden soll.

Hintergrund

Hintergrund der Proteste war die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
am 26.Januar, dass ein bundesweites Ge-
bührenverbot sowie die Festschreibung der 
Verfassten Studierendenschaft, wie es bis 
dato das Hochschulrahmengesetz vorsah, 
verfassungswidrig sei. In vielen Städten 
gingen Studierende direkt nach diesem Ur-
teil mit Spontandemos gegen die von fast 
allen CDU-geführten Bundesländer ange-
kündigten Studiengebühren auf die Straße, 
um ihren Unmut gegen die nun drohenden 
Studiengebühren deutlich zu machen. Eine 
Woche später fanden am 3.Februar bundes-
weit Großdemonstrationen in Hamburg, 
Berlin, Essen, Leipzig und Mannheim mit 
insgesamt über 30.000 teilnehmenden Per-
sonen statt und läutete die Vorbereitung 
der Proteste für das kommende Sommerse-
mester ein.

„Summer of Resistance“

Von München bis Kiel begann das Se-
mester mit Aktionstagen und täglich gingen 
Pressemitteilungen raus, in denen Studie-
rende sich vehement gegen die Einführung 
von Studiengebühren aussprachen. Viele 
Städte protestierten unter dem gemeinsa-
men Nenner „Summer of Resistance“, aber 
nur wenige leisteten wirklich Widerstand. 
Notwendigen Widerstand gegen Politiker, 
Rektoren und Presse.

Der Norden

Egal ob bei Heimspielen des FC St. 
Pauli, beim Kettcar-Konzert vorm Schau-
spielhaus, in den Yuppie-Cafés im Schan-
zenviertel oder beim Hurricane-Festival, 
überall tauchte im vergangenen Semester 
im Norden der Republik der Summer of 
Resistance auf. Sichtbar unter anderem 
durch über 7.000 gelbe Summer of Resis-
tance-Shirts des AStA der Uni Hamburg.

In Norddeutschland war im Sommer-
semester Hamburg Zentrum der Proteste. 
Dort hatte der CDU-Senat schon für den 
Herbst 2006 einem Gebührenentwurf an-
gekündigt. Neben Großdemonstrationen 
und kreativen Aktionen beteiligten sich am 
1. Mai mehrere hundert Studierende an den 
traditionellen Gewerkschaftsdemonstratio-
nen in Bremen und Hamburg mit eigenen 
Blöcken. Allein beim anschließenden Eu-
romayday in Hamburg zogen ca. 700 Stu-
dierende in der Parade mit.

In Hamburg aber brachten vor allem 
Polizei und Uni-Leitung die Proteste in die 
Schlagzeilen. Als am 28. April das Präsidi-
um der Universität, nach den Plänen des 
Wissenschaftssenator Dräger zuständig für 
die Erhebung von Gebühren, besetzt wur-
de, ließ Präsident Lüthje das Gebäude durch 
einen martialischen Polizeieinsatz räumen. 
Auch eine Wiederholung der Aktion zwei 
Wochen später rief über 1.000 Polizisten 
auf den Plan und endete in 52 Gewahrsam-

nahmen. Das gewaltsame Vorgehen der 
Polizei wirkte jedoch mobilisierend, und 
wurde von vielen Seiten scharf  kritisiert. 
Die Welle der Solidarität war groß. Bis 
zu den Pfingstferien protestierten die Stu-
dierenden der verschiedenen Hamburger 
Hochschulen trotz massiver polizeilicher 
Repression täglich. Bundesweit solidari-
sierten sich Studierende mit Transparenten 
und Aktionen. Kritik kam schlussendlich 
auch von der Gewerkschaft der Polizei, die 
den Einsatz an der Universität für unver-
hältnismäßig erklärte.

Ebenfalls mit dem Ziel, die Rektoren zu 
einer Stellungnahme gegen Studiengebüh-
ren zu bewegen und darüber hinaus einen 
gemeinsamen norddeutschlandweiten Pro-
test zu bekunden, kam es am 25.Mai in 
Bremen, Göttingen, Braunschweig, Hildes-
heim, Lüneburg sowie erneut in Hamburg 
zu Rektoratsbesetzungen.

Von der Polizei abgehärtet steckten 
die Hamburger Studierenden am 2.Juni 
in Hannover auf der Norddemo, einer 
der bundesweiten Großdemonstrationen, 
mit ihrer guten Laune auch die zahlreich 
angereisten Studierenden aus Bremen, Lü-
neburg, Braunschweig und Göttingen an. 
Beim anschließenden kostenlosen Konzert 
„Der Krach beginnt“ im Welfengarten der 
Universität Hannover ließen knapp 2000 
Studierende den gelungenen Protesttag  
musikalisch ausklingen.

Weiter ging es zehn Tage später am 
16.Juni auf Hamburgs Straßen mit fast 
20.000 Menschen, die an einer Demons-
tration des Hamburger Bildungsbündnis 
gegen die Bildungspläne des Senats teilnah-
men. Zum Semesterabschluss lud der AStA 
der Uni Hamburg im Juli zum Summer of 
Resistance-Festival, und über 2.000 Stu-
dierende strömten auf den Campus.

Die letzte Rektoratsbesetzung des Som-
mers fand am 04.Juli aus Protest gegen die 
neoliberale Sozial- und Bildungspolitik an 
der Uni Hannover statt. Doch auch hier 
setzte der noch kommissarisch amtierende 
Präsident Schätzl auf Konfrontation mittels 
polizeilicher Unterstützung, die mit einer 
Verfolgungsjagd und Anzeigen endete.

Der Süden

Der „Summer of Resistance“ hatte im 
Süden anfangs einen anderen Namen. Die 
Studierenden besetzten am 02.Mai unter 
dem Motto „Freiburger Frühling“ nach 
einer Demonstration das Rektorat der Uni-
versität Freiburg mit den Forderungen nach 
einer verfassten Studierendenschaft, einer 
demokratisch aufgebauten und von der 
Wirtschaft unabhängigen Universität sowie 
nach einem gebührenfreien Studium. 900 
Studierende beschlossen auf einer Vollver-
sammlung, ihren Rektor Jäger zum Rück-
tritt aufzufordern, schrieben symbolisch 
die Stelle neu aus und wählten schließlich 
eine Studentin zur neuen Rektorin.

Einige Tage zuvor hatten Studierende 
aus Stuttgart auf einer Vollversammlung 
beschlossen den Vorlesungsbetrieb bis auf 
weiteres zu boykottieren, um Raum für ein 
selbst gestaltetes Programm zu schaffen. 
Im Anschluss an die Vollversammlung zo-
gen 300 Studierende vor den Landtag von 
Baden-Württemberg und drangen in die 
Bannmeile ein, um ihren Forderungen für 
ein gebührenfreies Studium Nachdruck zu 

verleihen. Sie wurden von dem anwesenden 
Finanzminister als „ungebildetes Pack“ be-
zeichnet, als ihm wahrscheinlich Argumen-
te für die hitzige Diskussion ausgingen.

Drei Tage lang beteiligte sich dann auch 
ein Großteil der Studierenden am Boykott. 
Ständig liefen Alternativvorlesungen, Dis-
kussionen, Kabarett und Diskussionen mit 
Profs und Politikern. Die Studierenden 
ließen es sich auch nicht nehmen in der 
Parteizentrale der CDU dafür zu sorgen, 
dass diese wieder einen „klaren Blick“ be-
kommt, stürmten kurzzeitig das Büro und 
putzten die Fenster. Den Abschluss bildete 
dann die landesweite Demo am 05.Mai mit 
ca. 8.000 Leuten.

Der Westen

Während am 23.Juni über 10.000 Men-
schen in Essen gegen die Studiengebüh-
renpläne der CDU-Regierung in NRW 
demonstriert haben, wurden am Nachmit-
tag die Rektorate in Essen und Duisburg 
besetzt. Auch hier forderten die Studie-
renden, dass sich das Rektorat öffentlich 
und schriftlich gegen Studiengebühren 
aussprechen solle. Sechs Tage lang konnten 
die Studierenden die Besetzung halten und 
sorgten neben dem inhaltlichen Programm 
auch für musikalische Unterhaltung. Unter 
anderem brachte die Band „Rantanplan“ 
vom Dach des Duisburger Rektorats die 
Uni zum Beben.

Schließlich kehrte die Normalität auf 
Grund eines morgendlichen Polizeiaufge-
botes und deren Androhung von Gewalt 
wieder in das Rektorat ein und brachte 
trotz „freiwilliger“ Räumung der 45 Beset-
zer und Besetzerinnen einigen von ihnen 
die Androhung einer Anzeige wegen Haus-
friedensbruch ein.

Tags drauf solidarisierten sich die Bo-
chumer Studierenden mit einer Spontande-
mo durch die Stadt im Anschluss an eine 
Vollversammlung mit den Besetzern und 
Besetzerinnen aus Duisburg mit den Wor-
ten „Euer Kampf gegen Studiengebühren 
ist auch unser Kampf“ (taz, 29.06.05 – Po-
lizei beendet Uni-Besetzung).

 
Ausblick

Auf die Mischung radikalerer Protest-
formen und Aktionen einer breiten Basis 
wird es künftig ankommen. Gelingt ein 
Nebeneinander der Aktionsformen, wie es 
sich im Summer of Resistance ankündigte, 
können die Proteste eine ungeahnte Dyna-
mik entfalten. Denn der Widerstand wird 
weitergehen, so sicher wie der Winter und 
das kalte Wetter kommen.

Von Jonas Füllner und Myriam Schotzki

M it t le r wei le  i s t  Herbs t .  Der  „ Su m mer of  Re s i s t a nc e“ i s t  vorbe i  u nd 
h i nter lä s s t  s e i ne Spu ren n icht  nu r i m I nterne t .  E i n ige  S t ud ierende 
f ra gen s ich a l le rd i ng s ,  ob e s  i n  den le t z ten Monaten w i rk l ich e i nen 
W ider s t a nd g a b oder  ob s ich der  S log a n e i n f ach nu r g ut  verk au fen 
l ieß .

„Summer of Resistance“
Gemeinsam gegen Studiengebühren, Bildungs- und Sozialabbau
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So weit so gut, gäbe es da nicht leider 
zwei entscheidende Haken. Zum ei-
nen wird auf Seiten der SPD immer 

wieder gern mit dem Gedanken der Studien-
konten gespielt, zum anderen ist das Hoffen 
auf das Nein der SPD unter Umständen ein 
Spiel auf Zeit, da sich die sächsische CDU, un-
ter anderem auch Ministerpräsident Milbradt, 
immer wieder öffentlich deutlich für die Ein-
führung von Studiengebühren ausgesprochen 
hat. Im Koalitionsvertrag wurde leider nichts 
zu Studiengebühren festgehalten, sodass auch 
an diesem Punkt noch gewaltiges Konfliktpo-
tenzial innerhalb der Regierung liegt. 

Auf das Thema Studienkonten angespro-
chen, sagte Wissenschaftsministerin Lud-
wig erst kürzlich wieder, dass sie darin kein 
Problem sehe. Auch die Bundes-SPD sprach 
sich erst kürzlich in den Wahlprüfsteinen der 
Konferenz Sächsischer Studierendenschaf-
ten (KSS) für Studienkonten aus, da diese 
niemanden „grundsätzlich“ aus finanziellen 
Gründen vom Studium ausschlössen – auf die-
sem Gebiet droht also aus studentischer Sicht 
durchaus noch einiges an Konfliktpotenzial 
mit der SPD. Auch wenn die Studierenden 
durch den finanziellen Druck gezwungen wä-
ren, sich schneller durchzuschlagen, die wahr-
scheinlichen Hauptursachen für die heutigen 
längeren Studiendauern würden nicht einmal 

ansatzweise gelöst: an der Unterfinanzierung 
der Hochschulen, der Überlastung der Ver-
waltungen und der schlechten Betreuung der 
Studierenden würde sich nichts ändern. Stu-
dienkonten verbessern nicht die Situation an 
den Hochschulen, sie bestrafen lediglich uns 
Studierende für Missstände, für die wir über-
haupt nichts können.

Während ein Bezahlstudium ab dem ersten 
Semester in Sachsen vorerst nicht zur Debatte 
steht, darf darüber aber nicht vergessen wer-
den, dass in Sachsen längst Studiengebühren 
erhoben werden: Für ein Zweitstudium dürfen 
die Hochschulen seit Jahren Eintritt nehmen, 
Langzeitstudiengebühren gibt es allerdings 
keine. Nach 14 Semestern ohne Abschluss 
droht in Sachsen ohnehin die Zwangsexma-
trikulation. Allerdings gibt es auch in Sachsen 
bereits Studiengänge, in denen man ab dem 
ersten Semester zahlen muss: Über die Unsitte 
der Hochschulen, auch grundständige Studi-
engänge an An-Institute oder Vertragspartne-
rInnen in der freien Wirtschaft auszulagern, 
wurde quasi durch die Hintertür in einigen, 
zugegeben zum Glück bisher wenigen, Studi-
engängen eine Studiengebühr teilweise schon 
ab dem ersten Semester eingeführt.

Die Pläne des Wissenschafts-
minister Goppel sehen allge-
meine Studiengebühren von 

500 € pro Semester vor, welche sofort zu 
bezahlen sind; dabei ist keinerlei soziale 
Abfederung vorgesehen. Lediglich stu-
dierende Eltern werden von den Gebüh-
ren befreit. Kredite werden zu annähernd 
marktüblichen Zinssätzen zwischen 4 und 
10% gewährt. Bei diesem Punkt herrscht 
derzeit die größte Unklarheit – offen-
bar hat das Wissenschaftsministerium 
Schwierigkeiten, ein Darlehenssystem 
aufzubauen.

Das Argument der Qualitätssteigerung 
durch Studiengebühren wird in Bayern 
von selbst widerlegt. Mit dem Geld kön-
nen beispielsweise nicht neue ProfessorIn-
nenstellen geschaffen werden, die für eine 
ernsthafte Verbesserung der Studienbedin-
gungen dringend nötig wären. Denn diese 
würden kapazitätswirksam und die Hoch-
schule müsste deshalb mehr Studierende 
für das betreffende Fach zulassen. Was 
dann logischerweise nicht zu einer besse-
ren Betreuungsquote führt. Also müssen 
die Gelder in Ausstattung und Tutorien 
fließen. Die Vorschläge des Nürnberger 
FH – Rektors Eichele zur Verwendung der 
Mittel dokumentieren dabei den Hohn 

dieser Maßnahme: Die zusätzlichen Gelder 
sollen für neue Bücher und Fachzeitschrif-
ten, längere Bibliotheksöffnungszeiten und 
Tutorien Verwendung finden. All diese 
Posten wurden seit Anfang 2004 gekürzt 
– wegen der Einsparmaßnahmen der baye-
rischen Staatsregierung. Studiengebühren 
werden also dazu herangezogen, um die 
Mittel für Hochschulen zu generieren, die 
Goppel seit der Landtagswahl 2003 selbst 
eingespart hat.

Die soziale Selektion, die mit diesem 
Gebührenmodell verbunden wäre, wird 
im Ministerium offenbar nicht als Problem 
angesehen. Hinter verschlossenen Türen 
spottet Goppel über Studierende mit Be-
hinderung oder chronischer Krankheit 
und wiederholt frohen Mutes: „Nur weil 
daheim nichts ist, darf die Uni nicht als 
Wärmestube missbraucht werden.“

In einigen Bereichen werfen drohende 
Studiengebühren bereits ein Jahr vor ge-
planter Einführung ihre Schatten voraus: 
An der FH Rosenheim gab es in mehreren 
Fachrichtungen signifikant weniger Ein-
schreibungen als in den Vorjahren. Gerade 
gegenüber Fachhochschulen scheint eine 
berufliche Ausbildung attraktiver als ein 
Bezahlstudium.

Angesichts der Bestrebungen ei-
niger Länder, Studiengebühren 
ab dem ersten Semester einfüh-

ren zu wollen, sieht sich die Landesregie-
rung in der Defensive. Wie alle anderen 
Länder mit einer SPD-Regierungsbetei-
ligung, halten auch Beck und Co. weiter 
am gebührenfreien Erststudium fest; eine 
Überbelastung der Hochschulen ist ab-
sehbar.

Der Vorteilsausgleich

Um diesem Effekt entgegenzutreten 
schlägt die Landesregierung vor, einen 
Vorteilsausgleich zwischen den Ländern 
einzuführen, wie er zurzeit in der Schweiz 
praktiziert wird. Grundüberlegung dieses 
Modells ist, dass es Diskrepanzen zwischen 
den verfügbaren Studienplätzen und den 
Studierwilligen in den einzelnen Ländern 
gibt.

Der Vorteilsausgleich soll nun so ausse-
hen, dass Länder, für die von den eigenen 
Studierwilligen in Anspruch genommenen 
Plätze in anderen Ländern die Kosten des 
Studienplatzes übernehmen. Rheinland-
Pfalz könnte dann die Mehrbelastung 
durch eine Ausfinanzierung der Plätze aus-
gleichen und die Erhebung von Studien-
gebühren zur Finanzierung derselben ver-
hindern. Zudem würde den Exportländern 
dadurch ein Anreiz entstehen, die eigene 

Hochschullandschaft auszubauen. Erwar-
tungsgemäß begrüßen die importierenden 
Länder eine solche Regelung, während die 
exportierenden Länder sich dagegen weh-
ren. 

Die Landeskinderregelung

Alternativ dazu wird auch über eine 
„Landeskinderregelung“ nachgedacht, die 
vorsieht, dass nur Landeskindern der kos-
tenfreie Zugang zum Studium gewährt 
wird. Unklar bleibt jedoch wie sich diese 
definieren. Für die Studierenden, die nicht 
als Landeskinder gelten, fällt dann eine 

Studiengebühr an. 
Kritiker zweifeln, ob das Verfahren 

überhaupt verfassungskonform ist. Das 
Grundgesetz sieht nämlich die freie Wahl 
der Bildungsstätte vor. Ein Recht, das nach 
Ansicht der Kritiker durch die Landeskin-
derregelung eingeschränkt wäre. 

Studienkontenmodell

Weiterhin sieht die Landesregierung die 
Studienkonten – ein Langzeitgebührenmo-
dell, das seit dem Wintersemester 04/05 in 
Kraft ist – als Erfolg an und möchte diese 
beibehalten. An der Uni Mainz brachten 
die Konten etwa 750.000 Euro Einnahmen. 
Davon werden ungefähr ein Drittel für die 
Finanzierung des Verwaltungsaufwandes 
der Studienkonten aufgebraucht, der Rest 
steht der Universität zur Verfügung.

Sachsen
Ein Fels in der Brandung?

Bayern
Gebühren im Königreich

Rheinland-Pfalz 
Die Landesregierung und Studiengebühren 

Von Patrick Pfeil

Während in einigen Bundesländern jetzt die lange befürchteten Nägel mit Köpfen 
gemacht werden und die Planungen zur Einführung allgemeiner Studiengebühren 
weit vorangeschritten sind, gehört Sachsen nach wie vor zu den Ländern, die offizi-
ell kategorisch Nein sagen. Doch wie viel ist davon zu halten?

Von Michael Mende

Auch das neoliberale Musterland Bayern plant neben den bereits bestehenden 
„Langzeit“ – Studiengebühren und einem „Verwaltungskostenbeitrag“ von 50€ 
auch die Einführung allgemeiner „Studienbeiträge“. Seit Anfang Juli sind Eck-
punkte des bayerischen Gebührenmodells bekannt.

Von Pierre Blanchard

Vorteilsausgleich, Landeskinderregelung und Studienkonten: Die Positionen des 
Landes in der Gebührendebatte

Was ist das ABS? 
Eine kurze Erklärung

D as Aktionsbündnis gegen Studiengebühren (ABS) wurde im April 1999 
von studentischen und nicht-studentischen Organisationen gegründet. 
Die InitiatorInnen reagierten damit auf die mangelnde Entschlossen-

heit der rot-grünen Bundesregierung, ihr Wahlversprechen einzulösen. SPD und 
Grüne hatten im Wahlkampf 1998 zugesichert, ein bundeseinheitliches Studienge-
bührenverbot umzusetzen.

Am ABS sind zahlreiche studentische wie nichstudentische Organisationen be-
teiligt, so die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), der freie zusam-
menschluss von studentInnenschaften (fzs), der Bund demokratischer Wissenschaft-
lerInnen (BdWi) und das Bundesjugendwerk der Arbeiter Wohlfahrt (AWO). Die 
Studierendenvertretungen, die am ABS beteiligt sind, repräsentieren etwa 1,7 der 2,0 
Millionen StudentInnen bundesweit. Die thematische Grundlage des ABS ist der Kre-
felder Aufruf, in dem es unter anderem heißt: Studiengebühren sind aus gesellschafts-, 
sozial- und bildungspolitischen Gründen abzulehnen. Sie lösen kein einziges Problem, 
sondern verschärfen die Krise des Bildungssystems.

Informationen im Internet
Mehr Informationen über das Aktionsbündnis gegen Studiengebühren und  aktuel-

le Pressemitteilungen gibt es  unter der Adresse: http://www.abs-bund.de.
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Koch und Konsorten wollen 
aber noch lieber allgemeine 
Studiengebühren ab dem ers-

ten Semester einführen. Allerdings werden 
sie keine Vorreiterrolle übernehmen, son-
dern erst mal abwarten und den anderen 
CDU-geführten Ländern aus politischen 
Gründen den Vortritt lassen. Leider rückt 
diese Regierung kaum mit Informationen 
raus, die sich dann auch noch widerspre-
chen. Deshalb ist es unmöglich einen ge-
nauen Zeitplan für die Einführung von 
allgemeinen Studiengebühren zu nennen. 
Manche rechnen damit schon zum Som-
mersemester 2006, andere meinen vor den 
Landtagswahlen 2008 wird wohl nichts 
passieren. 

Vorbereitet werden allgemeine Studien-
gebühren bereits seit Jahren durch Kürzun-
gen des Hochschuletats von zwei bis drei 
Prozent per anno. Aufgrund der Kürzungen 
wird die permanente Unterfinanzierung 
der Hochschulen noch weiter verschärft, 
um mit den teilweise katastrophalen Zu-
ständen immer wieder für eine private Be-
teiligung der Studierenden an den Kosten 
einer Hochschulausbildung zu werben. 
Dadurch wird ein enormer Druck auf die 
Hochschulen und deren StudentInnen 

ausgeübt. Die Verantwortlichen verweisen 
immer wieder auf die Notwendigkeit von 
Studiengebühren aufgrund leerer Kassen. 
Doch wenn sich die Landesregierung kurz 
nach Ankündigung weiterer Kürzungen 
ein neues Schloss kauft ist schnell klar, dass 
Studiengebühren nicht aus wirtschaftli-
chen sondern markt- und wettbewerbside-
ologischen Zwängen kommen sollen. 

Man muss allerdings davon ausgehen, 
dass allgemeine Studiengebühren mit die-
ser Landesregierung ganz sicher eingeführt 
werden, die Frage ist nur wann. Aufgrund 
der bekannten Skrupellosigkeit und Rück-
sichtslosigkeit von Ministerpräsident Koch 
ist das einzig sichere Mittel, Studiengebüh-
ren ab dem ersten Semester zu verhindern, 
die Wiederwahl der CDU mit allen Mit-
teln zu verhindern. Deshalb wird es in den 
nächsten Semestern umso wichtiger sein 
der Landesregierung zu zeigen, dass die 
Studierenden, HochschulmitarbeiterIn-
nen, GewerkschafterInnen und Schüle-
rInnen gemeinsam gegen eine solche kalte 
und unsoziale Politik sind und auch dage-
gen kämpfen werden.

Und auch die Härtefallrege-
lung ist mehr als strikt, au-
ßer Kindererziehung gibt es 

kaum Möglichkeiten, sein Konto aufzu-
bessern. Danach wird es teuer: 500 Euro 
pro Semester werden dann als Langzeit-
studiengebühren fällig. Für nicht wenige 
ein Grund, das Studium abzubrechen. 
Bereits kurz nach der Einführung gingen 
die Studierendenzahlen in Niedersachsen 
deutlich zurück.

Ab dem Wintersemester 2006/2007 
sollen in Niedersachsen flächendeckend 
Studiengebühren für die Erstsemester ein-
geführt werden, die übrigen Studierenden 
zahlen ab dem Sommersemester 2007. 
Der ursprünglich vorgesehene Korridor 
von mindestens 300, maximal 500 Euro, 
der im letzten Entwurf des Ministeriums 

für Wissenschaft und Kultur für ein neu-
es Niedersächsisches Hochschulgesetz 
(NHG) vorgesehen war, ist mittlerweile 
vom Tisch. 500 Euro verpflichtend für alle, 
das teilte der Minister in einem Pressege-
spräch Anfang Oktober mit. Ganz einig ist 
sich die Landesregierung darin allerdings 
nicht, die FDP spricht sich weiterhin gegen 
eine Begrenzung aus, mit der Begründung 
„Deutschland ist doch kein Willkürstaat“. 
Der Markt wird’s schon richten…

Um das ganze „sozialverträglich“ zu 
gestalten, sollen die Gebühren über Bil-
dungskredite finanziert werden, die bei 
der Landestreuhandstelle aufgenommen 
werden können, bei einem Zinssatz von 5 
Prozent, zurückzuzahlen ab 2 Jahre  nach 
dem Studium ab einem Einkommen von 
1.000 Euro im Monat. Analog zum Baden-
Württembergischen Modell sollen außer-

dem Ausfallfonds gebildet werden, die von 
den Hochschulen finanziert werden.

Ausnahmen gibt es keine, schließlich 
können sich auch BAföG-EmpfängerIn-
nen einen Kredit leisten. Den ursprüngli-
chen Plan, in Zusammenarbeit mit einer 
schwarz-gelben Bundesregierung das BA-
föG durch ein System von Bildungskredi-
ten zu ersetzen, aus dem sowohl Lebensun-
terhalt als auch Gebühren bezahlt werden, 
musste angesichts des Bundestagswahler-
gebnisses vorerst verworfen werden.

Und auch für die Langzeitstudierenden 
wird es ungemütlicher. Während im ersten 
Gesetzentwurf noch ein Wegfall der Lang-
zeitgebühren geplant war, ist man mittler-
weile umgeschwenkt. Der letzte Gesetzent-
wurf sieht gestaffelte Gebühren vor, fällig 
wie bisher nach Ablauf der Regelstudien-
zeit plus vier Semester. Der Clou: je länger 
man „langzeitstudiert“, desto teurer wird 
es. Angefangen bei 600 Euro für die beiden 
ersten „Langzeitsemester“ über 700 Euro in 
den nächsten beiden und schließlich 800 
Euro in den folgenden Semestern.

Diese Kooperationschancen 
steigen, falls es bei der Wahl 
zum Berliner Abgeordneten-

haus im Herbst 2006 wie in Brandenburg 
zu einer SPD/CDU-Regierung kommen 
sollte.

Während die CDU aus ihrer Zustim-
mung und die Oppositionspartei Links-
partei.PDS aus ihrer Ablehnung von Stu-
diengebühren nie einen Hehl gemacht 
haben – die Linkspartei.PDS Brandenburg 
ist Mitglied im ABS -, änderte sich die Be-
schlusslage der SPD im Mai 2005. Wurde 
noch im August 2004 inmitten des Land-
tagswahlkampfes beschlossen, jegliche 
Form von Studiengebühren aus Gründen 
der sozialen Gerechtigkeit abzulehnen, plä-
diert die SPD nunmehr nur noch für ein 
gebührenfreies Erststudium in der Regel-
studienzeit – ohne ein einziges Toleranzse-
mester, ohne Ausnahmen für BAföG-Emp-
fängerInnen. Wie in einer aktuellen Stunde 
des Landtags im März 2005 deutlich wur-
de, lehnt die CDU-Wissenschaftsminis-
terin Johanna Wanka dagegen ein solches 
Studienkontenmodell „aus sozialen Grün-
den“ ab und plädiert ihrerseits für „sozial 
gerechte“ allgemeine Studiengebühren. 

Allerdings unter der Voraussetzung, dass 
das Studienfinanzierungssystem vorher auf 
eine (angebliche) Grundsicherung für alle 
plus verzinste Kredite für die Bedürftigen 
umgestellt wird. Eine Einigung zeichnet 
sich derzeit nicht ab.

Die Landesrektorenkonferenz hat sich 
für eine weitgehende Autonomie in dieser 
Frage ausgesprochen. Das Land solle prin-
zipiell Studiengebühren zulassen, es aber 
den einzelnen Hochschulen überlassen ob 
und in welcher Höhe Gebühren für einzel-
ne Fächer erhoben werden.

Die Senate der FH Brandenburg und 
der Uni Cottbus haben sich „zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt gegen Studiengebüh-
ren im Erststudium während der Regelstu-
dienzeit“ ausgesprochen.

Die Studierendenschaften stehen mit 
Ausnahme der zahlenmäßig kleinsten Ver-
tretung des Landes (an der Hochschule 
für Film und Fernsehen in Potsdam-Ba-
belsberg) geschlossen gegen jede Form von 
Studiengebühren. 

Bestehende Gebühren 

Langzeitstudiengebühren im en-
geren Sinne gibt es bisher nur in 
Sachsen-Anhalt und in Thürin-

gen. In Sachsen-Anhalt wurde 2004 mit 
der Novellierung des Landeshochschul-
gesetzes durch die CDU/FDP-Regierung 
die Erhebung von Langzeitstudiengebüh-
ren, Gebühren für ein Zweitstudium und 
anderer „Studienbeiträge“ ermöglicht. Die 
Langzeitstudiengebühren betragen 500 
Euro ab dem 4. Semester über der Regel-
studienzeit; die weiteren Gebühren sind 
je nach Gesetzeslage in unterschiedlicher 
Höhe fällig. Zur Zeit laufen in Magdeburg 
mehrere Verfahren vor dem Verwaltungs-
gericht, die sich gegen formale Fehler in 
den Gebührenbescheiden richten. 

Gegenwärtige Pläne 

Nach der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichtes vom Januar 2005 
begann die öffentliche Debatte auch in 
den ostdeutschen Ländern von neuem. In 
Sachsen-Anhalt, das ebenso wie Sachsen 
die Klage gegen das bundesweite Verbot 

allgemeiner Studiengebühren vor dem 
Bundesverfassungsgericht mit eingereicht 
hatte, gibt es keine klaren Aussagen von 
den politisch Verantwortlichen, ob und 
wenn ja wann diese tatsächlich eingeführt 
werden könnten. Endgültige Klarheit wird 
wohl erst nach den Landtagswahlen im 
Frühjahr 2006 zu erwarten sein, wenn das 
Thema „Studiengebühren“ auch wieder 
von PolitikerInnen angesprochen werden 
darf. Ebenso wie die fehlenden Aussagen 
zur Einführung gibt es auch keine klaren 
Aussagen zur Finanzierung der Gebühren. 
Den Vogel schoss in dieser Diskussion bis-
her der sachsen-anhaltinische Ministerprä-
sident Wolfgang Böhmer (CDU) ab, der 
anregte, Studienkredite einzuführen und 
den Studierenden, die 10 Jahre in Sachsen-
Anhalt bleiben würden, die Rückzahlung 
dieser Kredite zu erlassen.

Hessen
Welcher Gebührenbrei wird hier gekocht?

Niedersachsen
Wo Studiengebühren nichts Neues sind

Brandenburg 
Weichenstellung, aber kein Fahrplan

Von Amin Benaissa

In Hessen existieren bereits Langzeitstudiengebühren, die fällig werden sobald 
man die Regelstudienzeit um 50 Prozent überschreitet. Für das erste überschrit-
tene Semester werden 500 Euro fällig, für das zweite schon 700 Euro und ab dem 
dritten dann 900 Euro pro Semester. Wer bereits einen ersten berufsqualifizieren-
den Hochschulabschluß erreicht hat und weiter studieren möchte, zahlt Zweitstu-
diumsgebühren in Höhe von 1500 Euro pro Semester.

Von Daniel Josten

Studiengebühren sind in Niedersachsen nichts Neues. Bei den so genannten Ver-
waltungskostenbeiträgen, die nichts anderes sind als verdeckte Studiengebühren, 
ist Niedersachsen bereits jetzt mit 75 Euro pro Semester ganz vorne dabei. Auch 
beim Studienguthaben ist man rigoros. Regelstudienzeit plus vier Semester, mehr 
wird den Studierenden nicht zugestanden. Teilzeitstudium: Fehlanzeige.

Von Arne Karrasch

Die Haltung der Brandenburgischen Landesregierung hat sich in letzter Zeit nicht 
verändert: man steht der Diskussion offen gegenüber, möchte jedoch kein Vorrei-
ter, aber auch kein Schlusslicht sein, wenn es um die Einführung von Studienge-
bühren geht. Aufbauend auf den Erfahrungen anderer Bundesländer wird man ein 
Modell entwickeln, wahrscheinlich gemeinsam mit Berlin.

Sachsen-Anhalt 
Keine konkreten Pläne

Von Christian Kirchert

Konkrete Pläne zur Einführung von allgemeinen Studiengebühren gibt es in Sach-
sen-Anhalt bisher keine. Das ist es zumindest, was vom Kultusminister und den 
BildungspolitikerInnen bisher offiziell gesagt wurde. Seit der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes vom Januar 2005 wird jedoch parteiübergreifend wie-
der vermehrt über ihre Einführung diskutiert.
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Studiengebühren wurden 2002 
von SPD und PDS im Koaliti-
onsvertrag ausgeschlossen. Ber-

liner Studierende zahlen aber aktuell 50 
Euro Rückmeldegebühren pro Semester.

Ob weitere Studiengebühren in Berlin 
eingeführt werden hängt vom Koalitions-
vertrag nach der Abgeordnetenhauswahl 
2006 ab. Aller Voraussicht nach wird es 

auch danach noch eine linke Mehrheit 
geben. Zur Zeit sind die Linkspartei.PDS 
und die Berliner Grünen gegen Studienge-
bühren, die Berliner SPD hat dieses Jahr 
die Einführung von Studienkonten be-
schlossen und zahlreiche Spitzenpolitiker 
sind für Studiengebühren. Bleibt zu hoffen, 
dass sich dann der Koalitionspartner gegen 
die SPD-Gebührenbefürworter durchset-
zen kann.

Wissenschaftsminister Diet-
rich Austermann (CDU) 
jedoch hat bislang in meh-

reren Beiträgen auf die angeblichen Vor-
teile von Studiengebühren verwiesen und 
ihre Einführung auch in Schleswig-Hol-
stein als sicher beurteilt. Der Koalitions-

partner SPD hat darauf reagiert und im 
Rahmen eines Landesparteitags im Au-
gust Studiengebühren für das so genannte 
Erststudium eine deutliche Absage erteilt. 
Abzuwarten bleibt, ob dieser Beschluss 
Auswirkungen auf das Regierungshan-
deln hat.

Demnach sollen ab Winter-
semester 2007/08 an allen 
Hochschulen im Ländle 500 

Euro pro Semester eingezogen werden; 
ausgenommen sind – auf Antrag – ledig-
lich Studierende mit Kindern (bis zum 18. 
Lebensjahr), behinderte und chronisch 
kranke Studierende sowie Studierende, 
die zwei oder mehr Geschwister haben, so-
fern diese bereits an einer baden-württem-
bergischen Hochschule Gebühren gezahlt 
haben. 

Die „Sozialverträglichkeit“ der Gebüh-
ren soll durch Kredite „zu günstigen Kon-
ditionen“ mit etwa 6 % Zinsen gewährleis-
tet werden, die die landeseigene L-Bank 
vergibt. Dabei können diese Kredite ledig-
lich bis zum 35. Lebensjahr in Anspruch 
genommen werden; EU-AusländerInnen 
haben grundsätzlich keinen Anspruch 
auf einen Kredit. Soweit StudentInnen 
zwei Jahre nach Ende ihres Studiums ihre 
Schulden nicht zurückzahlen können, soll 
ein „Studienfonds“ einspringen, um die 
fällig gewordenen Kredite an die Banken 
zurück zu zahlen. Dieser Studienfonds soll 
komplett aus den Studiengebühreneinnah-
men gespeist werden; hierzu sollen etwa 15 
% der Gebühren in den Fonds einfließen.

Bei einem 10-semestrigen Studium be-
laufen sich die Schulden einschließlich der 
fälligen Zinsen auf bis zu 10.915 Euro. Die 
Details des vorliegenden Gesetzentwurfes 
machen darüber hinaus deutlich, dass von 
der viel beschworenen „Sozialverträglich-
keit“ keine Rede sein kann: Bis auf wenige 
Ausnahmen müssen alle zahlen; nicht ein-
mal BAföG-EmpfängerInnen sind ausge-
nommen – dies passe, so Wissenschaftsmi-
nister Frankenberg, nicht zur „Philosophie 
des Konzeptes“. Wer ab dem 35. Lebensjahr 
ein Studium aufnehmen möchte, hat kei-
nen Anspruch auf einen Kredit – begrün-
det wird dies damit, dass „das Interesse an 
einem Studium [ab 35] unter sozialstaatli-
chen Gesichtspunkten in der Regel weniger 
schützenswert“ sei. Und eine Beteiligung 
des Landes am „Studienfonds“ wird von 
vorneherein ausgeschlossen.

Im Rahmen des laufenden Anhörungs-
verfahrens haben sich bereits die Rektoren 
und Kanzler der Universitäten gemeldet: 
Sie fordern die Abschaffung sämtlicher 
Ausnahmeregelungen, einen Verzicht auf 
den Studienfonds und eine Ausweitung der 
Gebührenpflicht auf DoktorandInnen.

Hierfür hat die Regierung Anfang Sep-
tember einen Eckpunkteplan vorgestellt. 
In diesem sind verschiedenste äußerst uto-
pische Ziele festgeschrieben: 

1. „die Hochschulen können selbst be-
stimmen, ob und in welcher Höhe sie Stu-
dienbeiträge erheben wollen.“ Ein wirklich 
netter Gedanke, aber schon jedes Kind im 
Kindergarten kennt Gruppenzwang! 

2. „Ein Zukunftspakt schließt kompen-
satorische Kürzungen des Landeszuschus-
ses für die laufende Legislaturperiode aus.“ 
Das ist nicht nur reine Augenwischerei 
sonder sogar eine glatte Lüge, schon jetzt 
werden die Haushalte der Hochschulen um 
die Einnahmen aus den Langzeitstudienge-
bühren (Studienkonten) gekürzt.

3. „Die Hochschulen sollen auf Beiträge 
verzichten, falls unzureichende Studienbe-
dingungen zu einer Verlängerung des Stu-
diums führen.“ 

Diese Aussage ist schlicht Betrug, wenn 
der Gesetzgeber dies wirklich wollte wür-
den sie die Studiengebühren auch „Gebüh-
ren“ und nicht „Beiträge“ nennen, da bei 
Gebühren eine Gegenleistung eingeklagt 
werden kann, bei „Beiträgen“ sieht die Sa-

che schwierig aus. Die größte Unverschämt-
heit hierbei ist:„den Garantiefall sollen die 
Hochschulen durch Hochschulsatzung de-
finieren“. Denn somit schieben die politisch 
Verantwortlichen den schwarzen Peter den 
Hochschulen zu. Eindeutig disqualifiziert 
hat sich jedoch Jürgen Rüttgers selbst, hieß 
es noch im Wahlkampf und hinterher im 
Koalitionsvertrag, dass BAföG-Empfänger 
von den Studiengebühren ausgeschlossen 
werden sollen, bricht die Regierung jetzt 
ihr Versprechen und dies mit einer Be-
gründung die jegliche Theorien von sozi-
aler Gerechtigkeit und Chancengleichheit 
ad absurdum führt. „Ein BAföG-Emp-
fänger, der den Minimalsatz von elf Euro 
pro Monat erhält, muss somit nach seinem 
Studium ebenso seinen Beitrag leisten wie 
derjenige, der aufgrund einer geringfügig 
besseren Einkommenssituation der Eltern 
keinen Anspruch auf BAföG mehr hat.“ Es 
ist also erklärtes Ziel dieser Koalition, die 
soziale Selektion zu verstärken, anstatt ihr 
und dem größer werdenden „Mittelstands-
loch“ entgegenzuwirken. Nicht nur dies, es 
stellen sich ebenfalls enorme verfahrens-
technische und datentechnische Probleme 
da sich hier Bundes- und Landesregelun-
gen widersprüchlich gegenüberstehen. 

Bei einer solchen Einführung eines 
Gebührenmodells sträuben sich bei klar 

denkenden Menschen die Nackenhaare, 
eine Regierung die dermaßen realitätsfer-
ne Aussagen tätig, deren Umsetzung nicht 
möglich ist und sich dann auch noch rühmt 
mit ihrem Modell als erstes an den Start ge-
hen zu können disqualifiziert sich selbst.

Nordrhein-Westfalen 
Wahlversprechen gebrochen! 

Baden-Württemberg
Die Vorreiterrolle

Berlin
Studiengebühren sind zur Zeit kein Thema

Schleswig-Holstein 
Es kommt auf die SPD an

Von Reni Richter

In NRW sollen nach dem Willen der neuen schwarz-gelben Landesregierung zum 
Wintersemester 2006/07 Studiengebühren für Studienanfänger und für bereits 
immatrikulierte ab dem Sommersemester 2007 eingeführt werden.

Von (vos)

Im Koalitionsvertrag von CDU und SPD wird das Thema Studiengebühren nur 
ausweichend behandelt: Schleswig-Holstein wolle zwar keine Vorreiter-Rolle bei 
der Einführung von Studiengebühren übernehmen, könne sich von einer bundes-
weiten Entwicklung insbesondere in den angrenzenden Bundesländer nicht aus-
schließen.

Von Christian Berg

Einmal mehr nimmt das Land Baden-Württemberg in der Studiengebührendis-
kussion eine fragwürdige Vorreiterrolle ein: Am 6. September legte das Kabinett 
den Entwurf eines Landeshochschulgebührengesetz vor und damit den ersten kon-
kreten Gesetzentwurf zur Einführung allgemeiner Studiengebühren; im Dezem-
ber soll die schwarz-gelbe Mehrheit im Landtag das Gesetz beschließen.

Von Ralf Höschele

Zur Zeit findet in Berlin keine öffentliche Diskussion über die Einführung von 
Studiengebühren statt. Zwar hatte der PDS-Wissenschaftssenator vor, in Berlin 
Studienkonten in einer sehr repressiven Form einzuführen, er - und mit ihm die 
gesamte Berliner PDS-Führung - ist damit jedoch auf dem Landesparteitag ge-
scheitert. 
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Die Grundidee ist banal: Stu-
dierende, deren Eltern die 
Studiengebühren nicht di-

rekt zahlen können, erhalten die Mög-
lichkeit ein Darlehen aufzunehmen, das 
nach dem Studium zurückgezahlt werden 
muss. Da aber in Deutschland – anders als 
zum Beispiel in Australien – dieses Darle-
hen verzinst werden soll, kommen selbst 
bei vorerst relativ niedrigen Gebühren in 
Höhe von 500 Euro pro Semester beacht-
liche Summen zusammen. So schwankt 
zum Beispiel im Studiengebühren-Mo-
dell Baden-Württembergs die Verschul-
dung für ein zehnsemestriges Studium 
(Bachelor und Master) je nach Höhe der 
monatlichen Rückzahlungsraten nach Be-
rechnungen des ABS zwischen 7.500 und 
11.000 Euro. Die Rückzahlungszeit liegt 
zwischen vier und 18 Jahren. 

Nun halten aber überzeugte Gebüh-
ren-Befürworter genau dies für gerecht 
und sozial nicht fragwürdig. Denn, so 
die Begründung, schließlich hätten Aka-
demiker ein höheres Durchschnittsein-
kommen als Nicht-Akademiker und so sei 
die Rückzahlung zum einen gut machbar 
und zum anderen gerecht, da die Akade-
miker schließlich wegen ihres Studiums 

ein höheres Durchschnittseinkommen 
hätten. Diese Argumentation verschweigt 
aber, dass es sich eben nur um ein Durch-
schnittseinkommen handelt. Warum es 
aber gerecht sein soll, dass einen Zahnarzt 
mit einem sechsstelligen Jahreseinkommen 
die gleiche Belastung treffen soll wie eine 
Sozialpädagogin, wird nicht beantwortet. 
Gerecht wäre es vielmehr, wenn über das 
bestehende System der Einkommenssteu-
er, in der Menschen, die tatsächlich mehr 
verdienen nicht nur absolut sondern auch 
prozentual mehr Steuern zahlen, um das 
Hochschulsystem zu finanzieren. Dann 
nämlich wäre sichergestellt, dass das tat-
sächlich verfügbare Einkommen über die 
Höhe der Zahlung entscheidet. 

Ein Schuldenberg nach dem Studi-
um wird aber zweifelsohne dazu führen, 
dass Kinder aus einkommensschwäche-
ren Schichten der Weg an die Hochschu-
le noch deutlicher erschwert wird. Zwar 
mag es sein, dass die Belastung objektiv 
im Berufsleben kein Problem sein kann, 
entscheidend für den Hochschulzugang ist 
aber die subjektive Bewertung der Chan-
cen und Risiken. Und genau hier ist erwie-
sen, dass gerade Kinder aus einkommens-
schwächeren Schichten eine weitaus höhere 

Verschuldungsangst haben. So gaben zum 
Beispiel immerhin 25 Prozent der Studie-
renden aus ärmeren Familien, die prinzi-
piell Anspruch auf eine Förderung nach 
dem BAföG gehabt hätten, an, dieses nicht 
zu beantragen, weil die Angst vor der Ver-
schuldung zu hoch sei. Allein die Debatte 
um die mögliche Einführung von Studien-
gebühren hat nach einer jüngsten Studie 
der Kultusministerkonferenz (KMK) dazu 
geführt, dass die Zahl der Studienanfänger 
zurückgegangen ist. Deutlich ist: Auch an-
geblich sozial verträgliche Darlehens- und 
Studiengebührenmodelle schrecken Kinder 
aus ärmeren Familien ab, dies zu leugnen 
wäre eine Verhöhnung der Betroffenen. 

Nicht zuletzt aber sind diese Kredite 
oder Darlehen auch bildungspolitisch frag-
würdig. Denn wer einen Kredit aufnimmt, 
wird sich auch überlegen müssen, ob sich 
die Investition lohnt. Gewählt wird dann 
nicht mehr der Studiengang, der der eige-
nen Interessenlage entspricht, sondern das 
höchste Einkommen verspricht. Dies kann 
dann schlimmstenfalls zu vermehrten Stu-
dienabbrüchen und –wechseln führen, was 
die Gesamtverschuldung im individuellen 
Fall sprunghaft ansteigen lassen kann. Aber 
auch während des Studiums sind die Stu-
dierenden gehalten, möglichst geradlinig 
durch das Studium zu kommen, schließ-
lich kostet jedes Semester bares Geld und 
mindert den späteren Gewinn. Ehrenamt-
liches Engagement wird dann zum Beispiel 
aus den Hochschulen ganz verschwinden, 
die zahlreichen studentischen Initiativen 
und Vereine, die das kulturelle Leben in 
Hochschulen und Städten teils maßgeblich 

prägen, werden kaum noch Studierende 
finden, die zur Mitarbeit bereit sind. 

Auch die Hochschulen werden sich auf 
die neue Situation einstellen: Erhalten sie 
ihr Geld (auch) über Studiengebühren, 
werden sie versuchen, die Kosten eines Stu-
diengangs möglichst niedrig zu halten, um 
den Gewinn zu maximieren. Wirklich at-
traktiv sind für Hochschulen dann eigent-
lich nur Studiengänge, in denen die Kosten 
gering, die Zahl der Studierenden hoch und 
möglichst viele Massenveranstaltungen wie 
etwa Vorlesungen stattfinden können. Stu-
diengänge, die einen hohen Betreuungs-
aufwand haben, könnten aus der Wissen-
schaftslandschaft verschwinden.

Auch Darlehen sind also keine Lösung 
zu all den Problemen, die eine Einführung 
von Studiengebühren mit sich bringt. Sie 
sind weder sozial verträglich noch ge-
recht. Zusätzlich könnten unerwünschte 
bildungspolitische Effekte auftreten. Das 
sozialverträglichste, gerechteste und ein-
fachste Gebührenmodell ist das der Ge-
bührenfreiheit. 
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Auf Kreditwürdigkeit reduziert
Studiendarlehen sind so unsozial und ungerecht

Von Sascha Vogt

Studiengebühren-Freunde betonen zumeist, dass diese nur eingeführt werden sol-
len, wenn sie sozial verträglich gestaltet sind. Das jedoch ist reine Augenwische-
rei. Denn die soziale Verträglichkeit von allen Studiengebühren-Modellen, die in 
Deutschland diskutiert werden, reduziert sich bei näherem Hinsehen auf die Mög-
lichkeit, nach dem Studium einen hohen Schuldenberg abtragen zu müssen.
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